
einer Geldstrafe große Zurückhaltung geübt (nur bei 
1,5% der Täter). Das dürfte u. a. auf die Praxis mit 
dem alten Jugendgerichtsgesetz zurückzuführen sein, 
wonach ein Jugendlicher — abgesehen von der Weisung, 
eine Geldbuße zu zahlen — überhaupt nicht zu einer 
Geldstrafe verurteilt werden konnte. Bei der differen­
zierten Anwendung der verschiedenen Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit sollte jedoch beach­
tet werden, daß bei untergeordneter Tatbeteiligung 
eines Jugendlichen an einer gemeinschaftlich begange­
nen Straftat gegen die staatliche und öffentliche Ord­
nung reale Möglichkeiten für den Ausspruch einer 
Geldstrafe als Hauptstrafe bestehen.
Ein weiterer genereller Mangel bei der Anwendung • 
der Geldstrafe liegt darin, daß die Gerichte ungenügend 
mit den gesetzlichen Strafanwendungs- und -zumes- 
sungskriterien arbeiten. Vielfach lassen sie sich von 
Ermessensvorstellungen leiten, die auf der Grundlage 
des alten Strafrechts entstanden sind. Beispielsweise 
geht aus den Gründen der Urteile oft nicht hervor, ob 
die Art der Strafe entsprechend den Grundsätzen der 
Strafzumessung gemäß §61 StGB bestimmt wurde; es 
wird ungenügend geprüft, ob die in § 30 StGB für die 
Anwendung der Strafen ohne Freiheitsentzug genann­
ten Kriterien vorliegen. Insoweit hat die Forderung von 
S c h l e g e l ,  „die Gründe für,die Strafe gemäß §242 
Abs. 4 StPO konkret“ darzulegen1, auch weiterhin ak- <• 
tuelle Bedeutung.
Einige Gerichte begründen die Strafzumessung ledig­
lich mit dem Gesetzeswortlaut. Das ist ein Zeichen da­
für, daß die konkreten Strafzumessungstatsachen un­
genügend festgestellt worden sind. So werden z. B. die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters häufig nicht 
ausreichend untersucht; die Gerichte begnügen sich da­
mit, die Höhe des Einkommens festzustellen. Ein Man- - 
gel besteht auch darin, daß die Höhe des durch die 
Straftat verursachten materiellen Schadens und seine 
etwaige Regulierung durch die Versicherung nicht fest­
gestellt wird. Daß hierzu Grundkenntnisse auf dem 
Gebiet des Versicherungsrechts erforderlich sind, sei 
nur am Rande erwähnt.
Hinsichtlich der Höhe der Geldstrafen fällt zunächst 
auf, daß sehr selten eine Geldstrafe verhängt wird, die 
das Monatseinkommen des Täters wesentlich übersteigt. 
Im zweiten Halbjahr 1968 und im ersten Quartal 1969 
wurden im Bezirk Leipzig folgende Geldstrafen ausge­
sprochen :
Höhe Anzahl der Fälle * 20

50 bis 200 M 201
250 bis 300 M 108
350 bis 500 M 52
600 M und mehr 24
Die Gerichte machen von der Möglichkeit, innerhalb 
des Strafrahmens zu differenzieren, nur sehr wenig Ge­
brauch. In vielen Fällen bleiben sie — den Strafanträgen 
der Staatsanwaltschaft kritiklos folgend — an der unte­
ren Grenze des zulässigen Strafmaßes oder setzen un­
gerechtfertigt niedrige Geldstrafen fest. So wurde z. B. 
ein Melkermeister zu einer Geldstrafe von 400 M ver­
urteilt. Er hatte in einer Klinik einem anderen Patien­
ten die Geldbörse mit den Ausweispapieren und 500 M 
entwendet und dann versteckt. Der Täter hat mehr als
20 000 M Vermögen, keine Unterhaltsverpflichtungen 
und ein monatliches Nettoeinkommen von etwa 540 M. 
Zur Wiedergutmachung des Schadens hatte er bis zur 
Hauptverhandlung nichts unternommen.
In § 36 Abs. 1 StGB wird hervorgehoben, daß die Geld­
strafe den Täter durch einen „empfindlichen Eingriff“

1 Vgl. den Bericht „Plenartagung des Obersten Gerichts über 
Fragen der Strafzumessung“, NJ 1969 S. 279.

in seine persönlichen Vermögensinteressen erziehen soll. 
Sie muß also so bemessen sein, daß sie den Täter einer­
seits zu bestimmten Einschränkungen zwingt, anderer­
seits aber auch realisierbar ist. Deshalb ist es fehler­
haft, bei der Bemessung der Geldstrafe von Vorausset­
zungen auszugehen, die dem System der arbeitsrecht­
lichen materiellen Verantwortlichkeit, insbesondere dem 
§ 113 Abs. 1 GBA, entlehnt sind. Daß eine solche Auf­
fassung verfehlt ist, folgt auch aus § 24 Abs. 1 Safe 2 
der 1. DB zur StPO, wonach die Einziehung einer Geld­
strafe in. der Regel innerhalb eines Jahres abzuschließen 
ist. Diese Bestimmung orientiert ebenfalls darauf, die 
Geldstrafe so zu bemessen, daß der Täter in der Lage 
ist, die Strafe innerhalb eines Jahres zu zahlen, ande­
rerseits aber eine gewisse Zeit im Sinne des „empfind­
lichen Eingriffs“ belastet wird.

Zur Verantwortung des Gerichts beim Ausspruch von 
Geldstrafen Im Strafbefehlsverfahren

Unsere Untersuchungen haben ergeben, daß im Bezirk 
Leipzig die meisten Geldstrafen durch gerichtlichen 
Strafbefehl ausgesprochen wurden. Verschiedentlich 
stießen wir dabei auf die Ansicht, daß es im Strafbe­
fehlsverfahren nicht erforderlich sei, die gleichen An­
forderungen an das Ermittlungsergebnis und seine Be­
wertung zu stellen wie bei der Durchführung eines ge­
richtlichen Hauptverfahrens. Eine solche Auffassung 
bringt eine Mißachtung des Prinzips der Wahrheits­
erforschung (§ 101 StPO) zum Ausdruck.
Deshalb wurde darauf orientiert, daß die Anwendungs­
und Strafzumessungskriterien der §§ 61 ff., 30 und 36 
StGB auch im Strafbefehlsverfahren strikt zu beachten 
sind. Allerdings verlangt das Gesetz nicht ausdrücklich, 
daß das Ergebnis dieser Prüfung in die Begründung 
des Strafbefehls aufgenommen wird.
Das Gericht kann einen Strafbefehl nur in der vom 
Staatsanwalt beantragten Höhe erlassen. In der Praxis 
geschieht das dadurch, daß der Antrag auf ein Formu­
lar gesetzt wird, das gleichzeitig die Begründung des 
gerichtlichen Strafbefehls enthält. Das Gericht hat nur 
die Wahl, entweder dieses Formular zu unterzeichnen 
'oder die Sache an den Staatsanwalt zurückzugeben, 
wenn es Bedenken hat, durch Strafbefehl zu entschei­
den, oder eine andere als die beantragte Strafe oder 
die Übergabe der Sache an ein gesellschaftliches Gericht 
für angemessen hält (§ 271 Abs. 2 StPO).
Bei dieser Verfahrensweise entsteht die Frage, ob es der 
Eigenverantwortung des Gerichts entspricht, ein von der 
Staatsanwaltschaft vollständig ausgefülltes Formular 
nur zu unterschreiben und damit die volle Verantwor­
tung für den Inhalt dieses Dokuments, das einem ge­
richtlichen Urteil gleichkommt, zu übernehmen. Die 
gesetzliche Regelung zwingt u. E. die Gerichte nicht 
dazu, diese herkömmliche,- zur Routine verleitende und 
mitunter sehr formale Praxis fortzuführen. Es sollte 
vielmehr so verfahren werden,, daß der Staatsanwalt 
gemäß § 270 StPO schriftlich den Erlaß eines Straf­
befehls mit einer genau bestimmten Strafe beantragt 
(§ 271 Abs. 1 StPO). Aufgabe des Gerichts wäre es dann, 
diesen Antrag zu prüfen und — wenn es ihm entsprechen 
will — den Strafbefehl mit einer eigenen Begründung 
abzufassen. Dann könnten auch die maßgeblichen Straf­
zumessungskriterien kurz mit angeführt werden.2 
Der Strafbefehl ist — ebenso wie das Urteil — ein Do­
kument des sozialistischen Gerichts, mit dem die Schuld 
eines Bürgers festgestellt und auf eine Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit erkannt wird. Des­
wegen sollte die Verantwortung des Gerichts für den

3 Dagegen wenden sich Schlegel/Pompoes, „Kriterien für die 
Anwendung der Geldstrafe“, in diesem Heft.
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